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8. 

Schwellenwerteverordnung 2023

Am 06. Februar 2023 wurde die Schwellenwerte‐

verordnung 2023 kundgemacht. Diese trat mit dem Tag 

nach der Kundmachung am 07. Februar 2023 in Kraft und 

ist bis 30.06.2023 befristet gültig.

Die Schwellenwerteverordnung 2023 sieht gegenüber dem 

Bundesvergabegesetz 2018 erhöhte Schwellenwerte vor:

Anpassung der Schwellenwerte

§ 1. Anstelle der in den §§ 43 Z 1 und 2, 44 Abs. 2 Z 1, 46 

Abs. 2 und 213 Abs. 2 BVergG 2018 festgesetzten 

Schwellenwerte werden für den Zeitraum der Geltung der 

Verordnung folgende Schwellenwerte festgesetzt:

1. an die Stelle des in § 43 Z 1 genannten Betrages 

von 300 000 Euro tritt der Betrag von 1 000 000 Euro;

2. an die Stelle des in den §§ 43 Z 2 und 44 Abs. 2 Z 1 

genannten Betrages von 80 000 Euro tritt der Betrag von 

100 000 Euro,

3. an die Stelle des in § 46 Abs. 2 genannten Betrages 

von 50 000 Euro tritt der Betrag von 100 000 Euro;

4. an die Stelle des in § 213 Abs. 2 genannten Betrages 

von 75 000 Euro tritt der Betrag von 100 000 Euro.

Sollte zeitgerecht keine Verlängerung der 

Schwellenwerteverordnung 2023 erfolgen, gelten nach 

dem 30.06.2023 wieder die im Bundesvergabegesetz 

2018 festgelegten nationalen Schwellenwerte der 

Bestimmungen der §§ 43 Z 1 und 2, 44 Absatz 2 Z 1, 46 

Abs. 2 und 213 Abs. 2 BVergG 2018.

Es gibt Bestrebungen von Seiten des österreichischen 

Gemeindebundes bezüglich einer Verlängerung der 

Schwellenwerteverordnung 2023 und einer Anhebung der 

Schwellenwerte.

Über allfällige Änderungen wird gesondert informiert 

werden.
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9. 

Gemeindeverbände gemäß § 129 TGO – Beschlussfassung und Kundmachung

1. Allgemeines:

Gemäß § 129 Abs. 1 TGO können Gemeinden zur 

Besorgung ihrer Angelegenheiten durch Vereinbarung mit 

anderen Gemeinden, einschließlich der Stadt Innsbruck, 

einen Gemeindeverband bilden, wenn dies

a) bei einem Gemeindeverband, der Angelegenheiten der 

Hoheitsverwaltung besorgen soll, die Funktion der 

beteiligten Gemeinden als Selbstverwaltungskörper nicht 

gefährdet und

b)  bei einem Gemeindeverband, der Angelegenheiten der 

Gemeinden als Träger von Privatrechten besorgen 

soll, aus Gründen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 

oder Zweckmäßigkeit im Interesse der beteiligten 

Gemeinden liegt.

2. Vereinbarung:

Eine Vereinbarung über die Bildung eines 

Gemeindeverbandes hat jedenfalls die Namen der ihm 

angehörenden Gemeinden, den Namen und den Sitz des 

Gemeindeverbandes und die Bezeichnung seiner Aufgaben 

zu enthalten (§ 129 Abs. 2 TGO). Eine Vereinbarung, mit 

der ein Gemeindeverband gebildet oder aufgelöst wird, 

und jede Änderung der Vereinbarung bedürfen 

übereinstimmender Beschlüsse der Gemeinderäte aller 

beteiligten Gemeinden. 

3. Satzung:

Für den Gemeindeverband ist gemäß § 129 Abs. 4 TGO 

eine Satzung zu erlassen, die jedenfalls folgende 

Angelegenheiten zu regeln hat (vgl. § 133 Abs.1): 

• die Festlegung der Organe und ihrer 

Aufgabenbereiche,

• die Festlegung der Anzahl der Mitglieder des 

Überprüfungsausschusses (§ 138), wenn diesem

mehr als drei Mitglieder angehören sollen,

• nähere Bestimmungen über die Wahl des 

Verbandsobmannes, seines Stellvertreters und der 

weiteren Mitglieder des Verbandsausschusses sowie 

der Mitglieder des Überprüfungsausschusses,

• die hiefür erforderlichen Bestimmungen, wenn für 

die Beschlussfassung strengere Voraussetzungen als 

nach den §§ 135 Abs. 3 und 136 Abs. 2 festgelegt 

werden sollen,

• die Festsetzung des Anteiles der dem 

Gemeindeverband angehörenden Gemeinden am 

Aufwand und an einem allfälligen Überschuss 

des Gemeindeverbandes und Regelungen über 

die Verwendung eines allfälligen Überschusses,

• Bestimmungen über die Haftung der dem 

Gemeindeverband angehörenden Gemeinden 

untereinander,

• Bestimmungen für den Fall des nachträglichen 

Beitrittes, der nachträglichen Einbeziehung und 

des Ausscheidens oder der Ausgliederung von 

Gemeinden,

• Bestimmungen für den Fall der Auflösung des 

Gemeindeverbandes und über die Verwendung 

des Vermögens.

Die Satzung kann weitere Bestimmungen über die innere 

Organisation und die Verwaltung des Gemeindeverbandes, 

insbesondere über die Geschäftsführung seiner Organe 

und über die Geschäftsstelle enthalten. 

4. Genehmigung:

Eine Neubildung eines Gemeindeverbandes und jede 

Änderung der Vereinbarung bzw. Satzung bedürfen der 

Genehmigung der Landesregierung. Bei bereits 

bestehenden Gemeindeverbänden hat dies über die 

Gemeindeanwendung 3.0 zu erfolgen. Neu zu 

genehmigende Gemeindeverbände, welche noch nicht in 

der Gemeindeanwendung 3.0 angelegt sind, haben die 

erforderlichen Unterlagen (siehe Punkt 5) per E‐Mail 

(gemeinden@tirol.gv.at) zu übermitteln.

5. Beschluss und Kundmachung:

a) bei Neubildungen von Gemeindeverbänden:

In Bezug auf die erforderlichen Beschlüsse ist 

auszuführen, dass die Gemeinderäte der 

verbandsangehörenden Gemeinden den gesamten 

Vereinbarungs‐ und Satzungstext zu beschließen haben. 

Daher ist in der Niederschrift entweder der gesamte 

Vereinbarungs‐ bzw. Satzungstext aufzunehmen oder auf 

die Tischvorlage zu verweisen und die Tischvorlage dem 

übermittelten Auszug aus der Niederschrift anzuhängen.

https://www.verbrauchergesundheit.gv.at/lebensmittel/trinkwasser/Untersuchung_und_Begutachtung.html
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Bei der Kundmachung ist nicht bloß der Beschlusstext 

kundzumachen, sondern ist der gesamte Vereinbarungs‐ 

und Satzungstext an der Amtstafel auszuhängen. 

Als Variante könnte in der Kundmachung folgende 

Formulierung verwendet werden: 

„Gemäß § 60 Abs. 2 TGO wird wegen des Umfanges der 

beschlossenen Vereinbarung und Satzung des 

Gemeindeverbandes [Name] öffentlich kundgemacht, 

dass diese während der Amtsstunden zur öffentlichen 

Einsichtnahme im Gemeindeamt während der für den 

Parteienverkehr bestimmten Öffnungszeiten, aufliegen. 

Jedermann hat das Recht, beim Gemeindeamt gegen 

Ersatz der Kosten eine Kopie dieses Teils zu verlangen.“ 

b) Bei Änderung einer bestehenden Vereinbarung bzw. 

Satzung:

Jede Änderung der Vereinbarung sowie der Satzung eines 

bestehenden Gemeindeverbandes ist zunächst von der 

Verbandsversammlung zu beschließen. Sodann haben die 

Gemeinderäte aller beteiligten Gemeinden 

entsprechende übereinstimmende Beschlüsse über die 

Änderung der Vereinbarung bzw. Satzung zu fassen. 

Auch dabei ist jeweils der gesamte Vereinbarungs‐ und 

Satzungstext (bzw. die entsprechende Änderung) von den 

Gemeinderäten der verbandsangehörenden Gemeinden zu 

beschließen und kundzumachen. Ein bloßer Verweis auf 

den Beschluss in der Verbandsversammlung ist nicht 

ausreichend.

In Bezug auf die Kundmachung kann alternativ auch die 

unter Punkt 5. a) beschriebene Variante verwendet 

werden.

Seitens der Abt. Gemeinden wird darauf hingewiesen, 

dass vor Begründung eines Gemeindeverbandes bzw. bei 

Änderungen einer Vereinbarung bzw. Satzung die 

Möglichkeit besteht, die entsprechenden Vereinbarungs‐ 

bzw. Satzungstexte sowie den Beschlusstext zur 

Vorprüfung zu übermitteln. Zudem stehen im Wiki, Portal 

Tirol, entsprechende Muster zur Verfügung.
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10. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Februar 2023
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11. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Februar 2023
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VERBRAUCHERPREISINDEX
für Dezember 2022

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2020

Basis: Durchschnitt 2020 = 100

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

November 2022

(endgültig)

115,9

125,4

138,8

152,1

168,1

176,9

231,2

359,4

630,8

803,8

806,4

Der Index der Verbraucherpreise 2020 (Basis: Jahresdurchschnitt 2020 = 100) für den 

Kalendermonat Dezember 2022 beträgt 116,1 (vorläufige Zahl) und ist gegenüber dem Vormonat 

um 0,2 Punkte (+ 10,2 % gegenüber dem Vorjahr) gestiegen. Siehe auch Statistik Austria 

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods

MEDIENINHABER (VERLEGER):

Amt der Tiroler Landesregierung, 

Abteilung Gemeinden,

6010 Innsbruck, Tel. 0512/508-2370

www.tirol.gv.at/merkblatt-gemeinden

Für den Inhalt verantwortlich: Mag. Christine Salcher

Offenlegung gemäß § 5 Mediengesetz: Medieninhaber Land Tirol

Erklärung über die grundlegende Richtung: Information der Gemeinden

Druck: Eigendruck

Dezember 2022

(vorläufig)

116,1

125,6

139,1

152,3

168,3

177,2

231,6

360,0

631,9

805,2

807,8

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods

